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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
Beamtinnen und Beamte arbeiten im öffentlichen Dienst. Klar. Wo 
denn auch sonst? Seit Mitte der neunziger Jahre ist diese Frage nicht 
mehr ganz so eindeutig zu beantworten. Privatisierung und Liberali-
sierung im öffentlichen Dienst schreiten voran. Das bedeutet, auch die 
Beschäftigten selbst finden sich in einem neuen Umfeld wieder, das 
sich radikal verändert hat. Das gilt für die Bahn ebenso wie für weite  
Bereiche der Energieerzeugung, der Ver- und Entsorgung und der 
Post- und Telekommunikationsdienstleistungen.
Besonders interessant ist, wie es den Beamtinnen und Beamten er-
geht, die gleich mit „privatisiert“ wurden. Die Juli-Ausgabe unseres 
Magazins nimmt deshalb die Beamtinnen und Beamten bei der Deut-
schen Bahn AG in den Blick. Sie leisten ihren Dienst in einem erwerbs-
wirtschaftlich ausgerichteten Unternehmen und stehen dennoch wei-
ter im Staatsdienst. In diesem Zusammenhang stellen der Vorsitzende 
der Gewerkschaft TRANSNET Alexander Kirchner und der Vorsitzen-
de der Verkehrsgewerkschaft GDBA Klaus-Dieter Hommel dar, wie sie 
ihre künftige Zusammenarbeit und deren Nutzen für die Beschäftigten 
der Deutschen Bahn AG – Beamte und Arbeitnehmer – bewerten. Ich 
kann mich den Worten Alexander Kirchners nur anschließen: Gemein-
sam können wir mehr erreichen. Das gilt vor allem in einer Zeit, in der 
die Tarifeinheit erneut Gegenstand politischer Debatten geworden ist.
Dass sich der DGB allerorten für die Beamtinnen und Beamten ein-
setzt, wird in den gegenwärtigen Auseinandersetzungen um die Son-
derzahlungen – das Weihnachtsgeld der Beamtinnen und Beamten – 
deutlich. Für uns steht fest: Durch Einkommenskürzungen bei den Be-
amtinnen und Beamten kann man die Krise nicht bewältigen. 

Ingrid Sehrbrock
Stellvertretende Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes
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Vor 17 Jahren erhielt die Deutsche Bahn AG  
den Startschuss zur Privatisierung. Damals  
beschäftigte die Deutsche Bundesbahn rund  
130.000 Beamtinnen und Beamte – heute  

sind immer noch ca. 47.000 Staatsdiener im DB-Konzern.  
Der Staatskonzern Deutsche Bahn AG profitiert dabei von  
Sonderregelungen für diese Mitarbeiter. Die Beamtinnen  
und Beamten sind keine Last der Vergangenheit, sondern 
eine Chance für die Zukunft der Deutsche Bahn AG.

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Weiterbeschäftigung der 
Beamtinnen und Beamten der Deutschen Bundesbahn (DB) bei der 
Deutschen Bahn AG (DB AG) wurden insbesondere durch das Ge-
setz zur Neuordnung des Eisenbahnwesens (ENeuOG) geschaffen. Als 
Nachfolger der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Reichs-
bahn wurden die beiden Bahnbehörden Bundeseisenbahnvermögen 
(BEV) und Eisenbahn-Bundesamt (EBA) gebildet.

Beamtenstatus nach der Bahnreform
Nach dem Eisenbahnneuordnungsgesetz stehen die Beamtinnen und 
Beamten des Bundeseisenbahnvermögens im Dienst des Bundes. Sie 
sind ganz normale Bundesbeamte. Für sie und die Beamtinnen und Be-
amten des Eisenbahn-Bundesamtes gelten die Regelungen des Bun-

desbeamten-, Beamtenversorgungs-, Bundesbesoldungs-, Bundesreise-
kosten- und Bundesumzugskostengesetzes sowie der Disziplinarord-
nung ebenso weiter wie die Verordnung über die Mehrarbeitsvergütung, 
die Erschwerniszulagen- und die Jubiläumszuwendungsverordnung.

Zuweisung
Bahnbeamte, die bei der Deutschen Bundesbahn beschäftigt waren, 
sind seit der Strukturreform dem BEV unterstellt. Die Beamtinnen und 
Beamten, die nicht aus dem Beamtenverhältnis ausgeschieden, beur-
laubt oder beim BEV bzw. EBA beschäftigt sind, sind seit der Eintra-
gung der Deutschen Bahn AG in das Handelsregister dieser Gesell-
schaft zugewiesen. Beamtinnen und Beamten des BEV können jeder-
zeit der Deutschen Bahn AG zugewiesen werden, wenn der Beamte/
die Beamtin dies beantragt und ein dienstliches Bedürfnis besteht. Für 
zugewiesene Beamtinnen und Beamte ändert sich an ihrem Beamten-
status nichts. Nach dem Grundgesetz (Art. 143a) können Beamtinnen 
und Beamte des BEV durch Gesetz und unter Wahrung ihrer Rechts-

stellung und der Verantwortung des Dienstherrn einer privatrechtlich 
organisierten Eisenbahn des Bundes zur Dienstleistung zugewiesen 
werden. Sie bleiben nach dem Eisenbahnneuordnungsgesetz Beam-
tinnen und Beamte des Bundes. Ihr Dienstherr ist das BEV, das auch 
weiterhin ihren Status wahrt.

Weisungsrecht der Deutschen Bahn AG
Die zugewiesenen Beamtinnen und Beamten unterliegen, was Aufgaben 
und Tätigkeiten betrifft, dem Weisungsrecht der Deutschen Bahn AG. Das 
ist notwendig, um einen flexiblen Arbeitseinsatz und reibungslosen Be-
triebsablauf zu garantieren. Damit darf die Deutsche Bahn AG das Anord-
nungsrecht der Vorgesetzten in Angelegenheiten, die die Arbeitsleistung 
der zugewiesenen Beamten betreffen, ausüben. In einer DB AG-Zustän-

digkeitsverordnung, die 41 Einzelpunkte umfasst, ist fest-
gelegt, welche Aufgaben und Zuständigkeiten die DB AG  
für zugewiesene Beamtinnen und Beamte übernimmt.

Besoldung und Arbeitsplatzbewertung
Die Bezüge der zugewiesenen Beamtinnen und Beam-

ten zahlt das BEV. Die Bahn zahlt der Behörde für ihre Beamten ledig-
lich Vergütungen in Höhe eines Tarifbeschäftigten. Die Besoldung der 
zugewiesenen Beamtinnen und Beamten bleibt entsprechend ihrem 
Amt dennoch uneingeschränkt gewährleistet. Die Deutsche Bahn AG 
rechnet den Personaleinsatz der zugewiesenen Beamten über eine so-
genannte „als-ob-Personalkostenerstattung“ mit dem BEV ab. Zula-
gen, vermögenswirksame Leistungen, Wechseldienstzulage, Wechsel-
schicht- und Schichtzulage, Aufwandsentschädigung und Fahrzulage 
werden wie vorher weitergezahlt.

Übertragung höher bewerteter Tätigkeiten
Nach dem Eisenbahnneuordnungsgesetz kann die Deutsche Bahn AG 
zugewiesenen Beamtinnen und Beamten im Einvernehmen mit dem 
BEV eine höher zu bewertende Tätigkeit übertragen. Die Entscheidung 
trifft das zuständige Organ der DB AG, das aufgrund der ausgeübten 
Tätigkeit des Beamten allein in der Lage ist, die Qualifikation der Ar-
beitsleistung einzuschätzen.

Titel

Foto: DIGITALstock/E. Eibner

Keine Last der Vergangenheit
Beamtinnen und Beamte bei der Deutschen Bahn AG
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Titel

Beurlaubung
Viele Beamtinnen und Beamte der Bahn haben sich beurlauben las-
sen, um auf der Basis von Angestellten-Arbeitsverträgen Karriere im 
Konzern zu machen. Nach dem Eisenbahnneuordnungsgesetz in Ver-
bindung mit der Sonderurlaubsverordnung sind Beurlaubungen von 
Beamten des BEV zur Wahrnehmung einer Tätigkeit bei der Deut-
schen Bahn AG möglich. Die Entscheidung darüber treffen die Deut-
sche Bahn AG und das Bundeseisenbahnvermögen einerseits und der 
betreffende Beamte oder die betreffende Beamtin andererseits. Ge-
gen den eigenen Willen kann eine Beurlaubung nicht ausgesprochen 
werden. Sie setzt immer die Bereitschaft und das Einverständnis des 
Beamten oder der Beamtin voraus. 
Die Beurlaubung zur Deutschen Bahn AG liegt im dienstlichen In-
teresse und lässt das bisherige Dienstverhältnis unter Wahrung der 
Rechtsstellung als Beamte bestehen. Beurlaubte Beamtinnen und 
Beamte werden von der Deutschen Bahn AG bezahlt. Entsprechen-
de Gehaltsregularien werden zwischen den Sozial- und Tarifpartei-
en ausgehandelt. Die Deutsche Bahn AG zahlt für beurlaubte Beam-

tinnen und Beamte einen Zuschlag für eine Gesamtversorgung an 
das BEV. Damit bleiben Versorgungsanspruch und Versorgungsleis-
tungen gewahrt.

Funktionierender konzernweiter Arbeitsmarkt
Die Deutsche Bahn hat das Thema Personal bei ihrem harten Sanie-
rungskurs seit 1994 weithin ohne große öffentliche Aufregung anpa-
cken können. Zwar wurde die Zahl der Eisenbahner insgesamt fast 
halbiert, die mit den Gewerkschaften TRANSNET und GDBA ausge-
handelten Beschäftigungsbündnisse sorgen aber noch bis 2010 für so- 
zialverträgliche Lösungen.
Der Personalabbau im Rahmen des Sanierungskurses der Deutschen 
Bahn AG in den vergangenen Jahren war schmerzlich. TRANSNET und 
GDBA konnten aber erreichen, dass dieser ohne betriebsbedingte Kün- 
digungen über die Bühne ging. Beamtinnen und Beamte profitieren 
vom konzernweiten Arbeitsmarkt und der vereinbarten Strategie zur 
Beschäftigungssicherung. Diese steht allerdings in diesem Jahr erneut 
auf dem Prüfstand der Tarifvertragsparteien. 

R
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Die geplante Verschmelzung von TRANSNET und GDBA zu einer neu-
en Verkehrsgewerkschaft ist der logische und richtige Schritt, um auch 
künftig die Interessen der Beschäftigten im Organisationsbereich er-
folgreich vertreten zu können. Seit Jahren kooperieren beide Gewerk-
schaften auf unterschiedlichsten Gebieten erfolgreich miteinander, u. a.  
haben sie eine gemeinsame Tarifgemeinschaft gegründet. Das so ent-
standene gegenseitige Vertrauen ist die Basis einer immer enger wer-
denden Zusammenarbeit. In dem jetzt laufenden Prozess werden alle 
Entscheidungen in einem sehr intensiven, offenen und transparenten 
Dialog mit den Gremien und Mitgliedern getroffen. Die Vorschläge und  
Wünsche der Mitglieder werden berücksichtigt.
Die neue Verkehrsgewerkschaft wird und muss sich durch mehr Mit-
gliedernähe auszeichnen! Wir werden deshalb neue Wege der Betreu-
ung der Beschäftigten im Betrieb gehen. Die verschiedenen Status- 
und Mitgliedergruppen werden gleichberechtigt vertreten. Die neue 
Verkehrsgewerkschaft wird sich – wie es TRANSNET und GDBA seit 
langem in ihren Satzungen festgeschrieben haben – zum Berufsbeam-
tentum in der Bundesrepublik bekennen. Das Bekenntnis ist für viele 
GDBA-Mitglieder eine wesentliche Voraussetzung für die Zustimmung 
zur Verschmelzung mit der TRANSNET. Denn neben tarifvertraglichen  
Regelungen für die Arbeitnehmer/innen werden für die Beamtinnen  
und Beamten im Bahnkonzern auch künftig besondere gesetzliche Re-
gelungen erforderlich sein. Einen Widerspruch zu den gewerkschafts-  

und tarifpolitischen Zielen der neu- 
en Gewerkschaft sehen wir nicht.  
Das Verfahren wird seit 1994 pro-
blemlos praktiziert.
Die Gründung einer neuen Ver- 
kehrsgewerkschaft aus Organisa- 
tionen unterschiedlicher Dachver-
bände ist ein Signal dafür, in den 
Dachverbänden wie auch in den 

einzelnen Gewerkschaften über die Ausgestaltung der Arbeit in der Zu- 
kunft nachzudenken. Die sich entwickelnde Zusammenarbeit zwischen  
dem dbb und dem DGB, aber auch zwischen dem dbb und ver.di ist ein 
Schritt in die richtige Richtung. Allerdings verläuft dieser Prozess aus 
unserer Sicht zu langsam. Zudem ergeben sich immer dann Konflikte, 
wenn vermeintlich organisationspolitische Interessen tangiert werden.
Gerade hier will die neue Verkehrsgewerkschaft andere Wege gehen: 
Wir setzen auf Kooperation und Zusammenarbeit und nicht auf Ab-
grenzung. Die Gründung einer neuen Verkehrsgewerkschaft richtet 
sich nicht gegen einen Dachverband oder eine andere Gewerkschaft, 
sondern dient ausschließlich der Stärkung der Interessenvertretung. 
Gemeinsam müssen wir versuchen, möglichst viele Beschäftigte ge-
werkschaftlich zu organisieren. Mit dem Mut, neue Wege zu gehen, 
sollte uns das gelingen. 

Der GDBA-Vorsitzende Klaus-Dieter Hommel zum geplanten Zusammenschluss von GDBA und TRANSNET

Mut, neue Wege zu gehen

Gastbeitrag

Die Riester-Rente für Gewerkschafts mitglieder 
zum günstigen Sondertarif
Das RentenPlus ist eine Riester-Rente zum günstigen Sondertarif, exklusiv für Gewerkschafts-
mitglieder ohne betriebliche Altersvorsorge und deren  Angehörige. Das RentenPlus bietet zwei
Vorsorgevarianten:

Jetzt persönliches Angebot anfordern
Bitte per Fax an 0180 500659081 oder im Internet unter www.das-rentenplus.de

Rentenversicherung
Mit der Rentenversicherung setzen Sie auf
die  solideste Form der Finan zie rung Ihrer
privaten  Altersvorsorge. Das Kapital wird in
eine sicherheitsorientierte Anlage mit einer
Garantiever zinzung von 2,25% investiert.  

Fondssparplan
Mit dem Fondsprodukt setzen Sie auf eine hervorra-
gende Zukunfsvorsorge mit starken  Refe renzen: Die
UniProfiRente wurde von den unabhängigen Experten
von Finanztest erneut empfohlen: „Geht es Ihnen vor
allem um die hohen Renditechancen, empfehlen wir
die UniProfiRente.“ (Finanztest 11/2009)

Die Riester-Rente für Gewerkschafts mitglieder 
zum günstigen Sondertarif
Das RentenPlus ist eine Riester-Rente zum günstigen Sondertarif, exklusiv für Gewerkschafts-
mitglieder ohne betriebliche Altersvorsorge und deren  Angehörige. Das RentenPlus bietet zwei
Vorsorgevarianten:

Jetzt persönliches Angebot anfordern
Bitte per Fax an 0180 500659081 oder im Internet unter www.das-rentenplus.de

Rentenversicherung
Mit der Rentenversicherung setzen Sie auf
die  solideste Form der Finan zie rung Ihrer
privaten  Altersvorsorge. Das Kapital wird in
eine sicherheitsorientierte Anlage mit einer
Garantiever zinzung von 2,25% investiert.  

Fondssparplan
Mit dem Fondsprodukt setzen Sie auf eine hervorra-
gende Zukunfsvorsorge mit starken  Refe renzen: Die
UniProfiRente wurde von den unabhängigen Experten
von Finanztest erneut empfohlen: „Geht es Ihnen vor
allem um die hohen Renditechancen, empfehlen wir
die UniProfiRente.“ (Finanztest 11/2009)
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Meldungen

Besoldungsanpassung: Regierungs-
fraktionen stehen im Wort
Die gute Nachricht zuerst: Die Besoldungs-
anpassung für die Beamtinnen und Beamten, 
Soldatinnen und Soldaten, Richterinnen und 
Richter sowie die Versorgungsempfängerin- 
nen und -empfänger des Bundes kommt. Der 
Bundestag wird die Erhöhung der Bezüge 
voraussichtlich am 30. September 2010 be-
schließen. Das gilt sowohl für die Anhebung 
rückwirkend zum 1. Januar 2010 wie auch 
für die weiteren Anpassungsschritte und die 
Einmalzahlung 2011. Mit den Augustbezü-
gen gibt es Abschlagszahlungen, bis die Be-
soldungsanpassung beschlossen und im Ge-
setzblatt verkündet ist.
Heimlich, still und leise wollten die Regierungs-
fraktionen dagegen den ersten 500 Millionen 
Euro schweren Teil des Sparpakets durch den 
Bundestag schleusen. Die Kürzung des Weih-
nachtsgeldes der Beamtinnen und Beamten 
des Bundes, bis zum Ende dieses Jahres befris-
tet, sollte bis 31. Dezember 2014 verlängert 
werden. Besonders problematisch war, dass 
für die Verlängerung der Kürzung ausgerech-
net das Bundesbesoldungs- und Versorgungs-
anpassungsgesetz 2010/2011 herhalten sollte. 
Ganz so lautlos wird dieser Vorgang nun nicht 
vonstatten gehen. Die SPD-Bundestagsfraktion 
hat für September eine Anhörung beantragt.
Am 7. Juni 2010 gab die Regierung ihre Spar-
beschlüsse bekannt. Am 17. Juni 2010 sollte 
über die weitere Kürzung des Weihnachtsgel-
des bereits entschieden sein. So sahen es die 
Pläne der Bundesregierung und der CDU/CSU 
und FDP-Bundestagsfraktion vor. Im Jahr 2004 
war das Weihnachtsgeld von knapp 83 auf 60 
Prozent und 2006 von 60 auf 30 Prozent eines 
Monatsbezuges gekürzt worden. Die Beamtin-
nen und Beamten des Bundes erbringen seit-
dem eine Einsparung von über 900 Millionen 
Euro jährlich. Seit 2004 summiert sich dies auf 
5,3 Milliarden Euro. Es wurde deshalb als au-
ßerordentlich positives Signal aufgefasst, dass 

diese Einkommenskürzung mit dem Jahr 2010 
zu Ende gehen sollte.
Nun will man davon nichts mehr wissen. Bun-
desinnenminister Thomas de Maizière (CDU) 
erklärte auf dem Potsdamer Forum von ver.
di ausdrücklich, man werde dieses Verspre-
chen nicht halten. Aus Sicht des DGB und sei-
ner Mitgliedsgewerkschaften eine denkbar 
schlechte Botschaft für die Betroffenen. Sie 
erinnerten daran, dass neben den Kürzungen 
in den Jahren 2004 und 2006 von 2005 bis 
2007 die Besoldung nicht angehoben worden 
sei. Grund genug für die SPD-Bundestags-
fraktion, eine Anhörung zur Besoldungssitua-
tion in der Bundesverwaltung zu beantragen, 
die von den anderen Oppositionsfraktionen 
unterstützt wird. Der Druck von Opposition 
und Verbänden zeigte Wirkung: In der Sitzung 
des Innenausschusses vom 16. Juni 2010 er-
klärten Vertreter der Regierungsfraktionen, 
die Kürzung werde vorerst zurückgenommen, 
solle aber im Herbst als Teil des Haushalts-
begleitgesetzes wieder aufgegriffen werden. 
Auch der Bundesinnenminister erklärte, man 
könne eine Besoldungsanpassung nicht un-
mittelbar mit den Sparbeschlüssen verknüp-
fen. Ein Sparbeitrag sei durch die Beamtin-
nen und Beamten aber zu leisten. Ob sich 
die Regierungsfraktionen an ihre Zusage hal-
ten, wird sich erst in der letzten Sitzung vor 
der Sommerpause herausstellen. In jedem Fall 
gibt es im Herbst eine Anhörung. DGB und 
Gewerkschaften werden mit massiver Kritik 
an den Kürzungsplänen nicht sparen. 

Gute Dienstleistungen in 
schwierigen Zeiten
Die Frage, wie der föderale Staat den Herausfor-
derungen der Gegenwart gewachsen ist, stand  
im Mittelpunkt des 8. Potsdamer Forums für Füh- 
rungskräfte im öffentlichen Dienst. Auf der Ta-
gung, die seit 2003 von ver.di in Kooperation  

mit der Hans Böckler Stiftung veranstaltet wird, 
diskutierten mehr als 200 Führungskräfte aus 
Städten, Gemeinden, Landkreisen, Landesver- 
waltungen und aus der Bundesverwaltung über  
die Finanzierungsgrundlagen der Gebietskörper- 
schaften, die Handlungsfähigkeit des öffentli-
chen Dienstes und die Folgen der demogra-
fischen Entwicklung für die Personalentwick-
lung im öffentlichen Dienst.
Die angespannte Lage der öffentlichen Haus-
halte sei wohl eine der größten Schwierigkei-
ten, mit denen der öffentliche Dienst in den 
nächsten Jahren konfrontiert sei, legte der 
ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske den Finger in 
die Wunde. Das Fundament öffentlichen Han-
delns drohe zu zerbrechen, warnte er. Bsirske 
mahnte eine langfristig tragfähige Haushalts- 
entwicklung an und forderte die staatliche 
Einnahmeseite zu erweitern. 
Bundesinnenminister Thomas de Maizière 
(CDU) setzte sich mit der Frage nach der politi-

schen Verantwortung in einem föderalen Staat 
auseinander. Die Entflechtung von Aufgaben 
und eine klare Zuständigkeitsverteilung zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen seien 
entscheidende Voraussetzungen für das Funk-
tionieren des Föderalismus. Es komme darauf 
an, dass sich die Ebenen sinnvoll ergänzen 
und sie koordiniert zusammenarbeiten. Auch 

Foto: Kay Herschelmann

Bund

Foto: Kay Herschelmann
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aus Sicht des sächsischen Ministerpräsiden-
ten Stanislaw Tillich (CDU) hat sich der Föde-
ralismus bewährt. Die Föderalismusreformen I 
und II seien Meilensteine gewesen, sie reich-
ten aber bei weitem nicht aus. In einer neuen 
Kommission müssten auf Fragen des Finanzaus-
gleichs, von Fusionen, Wettbewerb und Produk-
tivität Antworten gefunden werden.
Auf die „erschreckende“ Finanzlage der Städ-
te und Gemeinden wies der Oberbürgermeis-
ter der Stadt Köln Jürgen Roters hin. Seiner 
Forderung, dass die Finanzgrundlage der 
Kommunen dringend erweitert werden müs-
se, stimmte auch ver.di-Bundesvorstand Achim 
Meerkamp zu. Die Staatssekretärin im Bun-
desinnenministerium Cornelia Rogall-Grothe 
wies bezüglich der Finanzlage der Kommunen 
auf die eingesetzte Arbeitsgruppe beim Bun-

desfinanzministerium hin.
Die Attraktivität des öffentlichen Dienstes 
als Arbeitgeber war am zweiten Tag Gegen-
stand der Erörterungen des Potsdamer Fo-
rums. Während Bund und Länder bislang we-
nig Schwierigkeiten sehen, qualifiziertes Per-
sonal zu erhalten, scheint sich für Städte und 
Gemeinden die Lage zuzuspitzen. Weitgehend 
einig waren sich die Referentinnen und Refe-
renten, dass die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, eine gute Führungskultur, Gesund-
heitsmanagement und Personalentwicklungs-
konzepte mit Perspektiven für die Beschäftig-
ten wichtige Bausteine für die Attraktivität der 
Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst seien. 

Das Thema des 9. Potsdamer Forums am  
7. und 8. Juni 2011 lautet „Besserer öffent-
licher Dienst – Besser für die Menschen!“

TRANSNET: Vodafone verscheucht 
Beamte
TRANSNET und GDBA haben die Personalab-
baupläne des Telefonanbieters Vodafone scharf 
kritisiert. Das Unternehmen will insgesamt 194 
Beamtinnen und Beamte, die im Zuge der 
„Arcor“-Übernahme zu „Vodafone“ gekom-
men waren, zum Bundeseisenbahnvermögen 
zurückführen. „Dieser Vorgang ist einmalig 
und wir verurteilen die Vorgehensweise aufs 
Schärfste“, so das zuständige TRANSNET-Vor-
standsmitglied Martin Burkert und GDBA-Vize 
Heinz Fuhrmann. Die Gewerkschaften raten, 
Ansprüche auf  Abwicklung von Mehrarbeits-
stunden oder Erholungsurlaub vorsorglich und  
schriftlich geltend zu machen. 
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Bund und Länder stehen vor massiven Haus-
haltsproblemen. Nichts scheint da näher zu 
liegen, als die Beamtenbesoldung abzusen-
ken. Die Begründungen sind dürftig. Mancher-
orts wird sogar bewusst in die Irre geführt.

Nicht nur der Bund will erneut das Weihnachtsgeld seiner Beamtinnen 
und Beamten kürzen (siehe auch S. 7). Eine ganze Reihe von Ländern 
plant das Gleiche. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften setzen 
sich massiv zur Wehr. Anders als im Tarifbereich können die Einkom-
men der Beamtinnen und Beamten einseitig durch Gesetz abgesenkt 
werden. Für klamme Haushälter ein gefundenes Fressen. Außerdem 
verlässt sich die Politik darauf, dass sie von der öffentlichen Meinung 
Unterstützung erhält und schürt damit mittelbar Vorurteile gegenüber 
ihren eigenen Beschäftigten.

Wortbruch in Hamburg
Einen klaren Wortbruch des Bürgermeisters sieht der DGB in Ham-
burg. Noch im April habe von Beust erklärt, es werde keine Sonderop-
fer für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes geben. Nichts an-
deres stehe jetzt ins Haus. Die Folgeprobleme lägen klar auf der Hand: 
„Wer die Hamburger Lebenshaltungskosten sieht, weiß, dass viele  
Beamtinnen und Beamte auf das längst verringerte Weihnachtsgeld 
angewiesen sind“, erklärte Hamburgs DGB-Vorsitzender Uwe Grund. 
Der Fall Hamburg ist von beson-
derer Bedeutung, weil die Han-
sestadt nicht nur bis zuletzt eines 
der höchsten Weihnachtsgelder 
gezahlt hat, sondern bei der Re-
form ihres Besoldungsrechts auch 
die Beträge nicht in die Grundgehaltstabellen eingebaut hat. Statt ei-
ner bewussten Strukturentscheidung für das Weihnachtsgeld scheint 
sich dieser Schritt nun als Kürzungsvorbehalt zu erweisen.

Sachsen führt in die Irre
„Bewusst irregeführt“ fühlt sich der DGB in Sachsen. Die Staatsregie-
rung hatte behauptet, Weihnachtsgeld werde nur noch in drei Län-
dern gewährt. Dies entspreche nicht der Wahrheit, erklärte DGB-Vi-
ze Markus Schlimbach, es gehe ganz klar um eine Gehaltskürzung, 
die Sachsen im Vergleich zu den anderen Ländern schlecht dastehen 
lasse. „Die Staatsregierung tut alles, um den öffentlichen Dienst in 
Sachsen unattraktiv im Vergleich zu anderen Bundesländern zu ge-
stalten. Weshalb sollen denn Fachkräfte nach Sachsen kommen, wenn 
hier die Aussicht nur Stellenstreichung und geringeres Gehalt ist?“, so 
Schlimbach. Zu besonderer Verärgerung führt die Begründung im Ge-
setzentwurf: „Die Personlausgaben sind aus zwingenden haushalts-

Angriff auf das Weihnachtsgeld 
Bund und Länder bedienen sich bei Beamtinnen und Beamten
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politischen Gründen weiter zu reduzieren. Dies macht einen weiteren 
Solidarbeitrag der bislang durch die Regelungen des Sächsischen Son-
derzahlungsgesetzes begünstigten Personen erforderlich“. Das ver-
heißt auch für die Zukunft nichts Gutes.

Heftige Diskussionen in Berlin
Ähnliches spielt sich auch in Brandenburg ab, wo die Regelungen zum  
Weihnachtsgeld im vergangenen Jahr ausgelaufen sind und nicht mehr  
verlängert werden sollen. Auch in Berlin wurde heftig diskutiert: Das 
dortige Weihnachtsgeld, seit 2003 auf 640 Euro abgesenkt, war zuletzt 
auf 940 Euro aufgestockt worden. Diese Aufstockung soll für 2010 nicht 
mehr gelten, wodurch die Einkommen gegenüber 2009 sinken würden. 
Dieser Verlust soll jetzt zumindest teilweise kompensiert werden. 
Ein Dominoeffekt scheint nicht ausgeschlossen: Kürzen der Bund oder 
ein Land das Weihnachtsgeld, ziehen andere nach und verweisen auf 

den oder die Nachbarländer. Mit einer verantwortungsbewussten Haus-
haltspolitik, die über den Tag hinausdenkt, hat das nichts mehr zu tun.

Äpfel und Birnen
Den Dienstherren kommt zugute, dass sich die Regelungen zum Weih- 
nachtsgeld, ursprünglich als „Sonderzuwendung“ bezeichnet, seit 2003  
in Bund und Ländern unterschiedlich entwickelt haben. Bereits vor 
der Föderalismusreform I war auf Drängen finanzschwacher Länder 
eine Öffnungsklausel eingeführt worden, die Höhe und Ausgestaltung 
des jetzt als „Sonderzahlung“ bezeichneten Besoldungsbestandteils 
in die Hände der Landesgesetzgeber legte. Dadurch sind Vergleiche 
erheblich erschwert worden. Vor allem dort, wo die Sonderzahlung 
in die Tabellen eingebaut worden ist, muss sich der Vergleich auf die 
Jahresbezüge beziehen. Deshalb ist die Argumentation einiger Län-
der, ihre Besoldung sei aufgrund des Weihnachtsgeldes höher, schlicht 
falsch. Man muss genauer hinsehen, wenn man Vergleiche zieht. 
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DGB überreicht Vorschläge zum 
Gesundheitsmanagement 
Mehr Mitbestimmung im öffentlichen Dienst 
Baden-Württembergs und bessere Gesund-
heitsvorsorge hat der DGB gegenüber Ver-
tretern der Landesregierung eingefordert. 
In einem Spitzengespräch zur anstehenden 
Dienstrechtsreform übte der Bezirksvorsit-

zende Nikolaus Landgraf scharfe Kritik an 
der beabsichtigten Einschränkung der Mitbe-
stimmungsrechte. Das Land brauche ein mo-
dernes Mitbestimmungsrecht mit mehr Betei-
ligungsrechten für Personalräte, unterstrich 
Landgraf. Der DGB überreichte Staatsminis-
ter Helmut Rau (CDU) und Innenminister He-
ribert Rech (CDU) einen Entwurf für eine Ver-
einbarung zum Gesundheitsmanagement in 
der Landesverwaltung. Er bemängelt, dass 
das Thema Gesundheitsvorsorge im Gesetz-
entwurf zur Dienstrechtsreform nicht vor-
kommt. 

Polizei macht mehr Überstunden 
Bayerische Polizistinnen und Polizisten ha-
ben 2009 fast zehn Prozent mehr Überstun-
den geleistet als im Jahr davor. Wie die GdP 
weiter mitteilt, stieg die Zahl um 75.779 auf 
876.642 Stunden. Damit hätten die Beamtin-
nen und Beamten im Schnitt 28 Überstunden 
auf dem Konto. Forderungen nach zusätzli-

chem Personal seien daher mehr als berech-
tigt, findet die GdP. Für den nächsten Dop-
pelhaushalt fordert sie 1.000 zusätzliche Stel-
len. Die im aktuellen Haushalt vorgesehenen 
Ausbildungsstellen sollen in vollwertige Plan-
stellen umgewandelt werden. Die GdP führt 
die Zahl der Überstunden vor allem auf eine 
wachsende Zahl von Demonstrationen und 
Versammlungen zurück, die von der Polizei 
begleitet werden. 

Weniger Geld trotz Besoldungs- 
erhöhung
Das Land Berlin hat die Besoldungserhöhung 
nach heftiger Kritik der Gewerkschaften vor-
gezogen. Beamtinnen und Beamte bekommen 
zwei Monate früher als geplant ab 1. August 
1,5 Prozent mehr Gehalt. „Wir freuen uns, dass 
die Koalition weitere Haushaltsmittel bereit-
gestellt hat“, sagte die DGB-Bezirksvorsitzen-
de Doro Zinke, „allerdings hätten die unteren 
und mittleren Einkommensgruppen mehr da-
von gehabt, wenn das Geld in eine Pauscha-
le für alle Beamtinnen und Beamten geflossen 
wäre“. Das Jahresbruttogehalt dieser Einkom-
mensgruppen liege weiter unter dem des Vor-
jahres, weil die Einmalzahlung für 2008 und 
2009 weggefallen sei. Der DGB hatte zusätzlich 
zur prozentualen Erhöhung eine Einmalzahlung 
von 300 Euro für dieses Jahr gefordert. Zinke 
kritisierte zudem, dass eine Perspektive fehle, 
wie die Beamtinnen und Beamten wieder das 
bundesweite Besoldungsniveau erreichen. 

DGB pocht auf Sozialstandards 
bei Auftragsvergabe
Der DGB Brandenburg wirbt für ein Vergabe-
gesetz mit Mindestlohn und Sozialstandards. 
Firmen, die sich um öffentliche Aufträge be-
werben, sollen sich auf diese Kriterien ver-
pflichten. Damit soll Lohndumping im Wettbe-
werb um öffentliche Aufträge verhindert wer-
den. Die Erkenntnis müsse sich durchsetzen, 
dass Brandenburg als Billiglohnstandort kei-
nen Blumentopf gewinnen könne, sagte die 
Bezirksvorsitzende Doro Zinke. Wirtschaftsmi-
nister Ralf Christoffers (Die Linke) hat einen 
Entwurf für ein Vergabegesetz vorgelegt. Er 
geht jedoch Teilen der Regierungsfraktionen 
von SPD und Linke nicht weit genug. 

Fortbildung in Sachen Gesundheit
Gesundheitsförderung und -prävention stellen 
einen Schwerpunkt im Fortbildungsprogramm 
für Beschäftigte des öffentlichen Dienstes in 
Bremen dar. Auf Grundlage der im Juni 2009 
abgeschlossenen Dienstvereinbarung zum 
Gesundheitsmanagement soll eine Vielzahl 
von Angeboten dazu beitragen, die Gesund-
heit zu erhalten, die Arbeitszufriedenheit zu 
verbessern sowie Arbeitsunfähigkeit und Früh-
pensionierung entgegenzuwirken. Das aktu-
elle Fortbildungsprogramm bietet auch Qua-
lifizierung und Unterstützung bei der Umset-
zung der Vereinbarung, wie Finanzsenatorin 
Karoline Linnert (Bündnis 90/Die Grünen) 
mitteilt. Das Angebot steht im Internet unter 
www.finanzen.bremen.de (Personal + Ausbil-
dung  Fortbildung). 

DGB empört über Sparpläne 
von Beusts
Der DGB wirft Hamburgs Bürgermeister Ole 
von Beust (CDU) Wortbruch vor angesichts 

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin

Brandenburg

Bremen

Hamburg

DGB und Gewerkschaften beim Spitzengespräch über die Dienstrechtsreform mit Staatsminister Helmut Rau und Innen- 
minister Heribert Rech (beide CDU). 	 Foto: Markus Kling
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angekündigter Kürzungen im öffentlichen 
Dienst. Noch im April habe er versprochen, kei-
ne Sonderopfer für die Beschäftigten zu wol-
len, kritisiert der Vorsitzende des DGB Ham-
burg Uwe Grund. Der Senat will hundert Mil-
lionen Euro beim Personal einsparen und das 
Weihnachtsgeld streichen bzw. in den unteren 
Gehaltsgruppen kürzen. „Einem verheirateten 
Polizeibeamten (A 11) mit zwei Kindern wer-
den 1.750 Euro Weihnachtsgeld gestrichen, 
die Lehrerin (A 13) verliert gleich ihre gan-
ze Sonderzuwendung von 2.300 Euro“, rech-
nete Grund vor. Ein Gespräch mit von Beust 
und weiteren Senatspolitikern über die Spar- 
pläne verlief enttäuschend. Details über die  
Beweggründe für das „exorbitante Sonder- 
opfer für die Beamtinnen und Beamten“ sei-
en nicht genannt worden. DGB und Beam-
tenbund kündigten für den Herbst gemein-
samen öffentlichen Protest an. 
 

Initiative für mehr Finanzkraft 
der Kommunen

DGB und ver.di setzen  
sich für eine bessere 
Finanzausstattung der  

hessischen  Kommunen ein. Dazu haben  
sie das parteiübergreifende Bündnis  

„Vorfahrt für Kommunen – Kommune sind wir“ 
initiiert, dem sich bereits 180 Landräte, Bürger-
meister und Kommunalpolitiker angeschlossen 
haben. Hessens Kommunen müssten künftig mit 
400 Millionen Euro weniger auskommen, sagte 
der DGB-Bezirksvorsitzende Stefan Körzell. Das 
Land wolle Einnahmeausfälle offensichtlich zu 
Lasten der Städte und Gemeinden ausgleichen, 
warnte ver.di-Landesbezirksleiter Jürgen Both-
ner. Die Gewerkschaften befürchten, dass dann 
Schwimmbäder oder Bibliotheken nicht mehr 
erhalten werden können und Leistungskür-
zungen und Privatisierungen drohen. Sowohl 
für die Beschäftigten als auch für die öffent-
lichen Dienstleistungen gelte „Qualität hat ih-
ren Preis“, erklärte Körzell. Daher verbinde den 

DGB und die Kommunen ein gemeinsames In-
teresse an einer verlässlichen und ausreichen-
den Finanzierung. 

ver.di will kleinere Kindergruppen
Einen besseren Personalschlüssel in Mecklen-
burg-Vorpommerns Kindertagesstätten fordert 
ver.di. Die Ziele und Inhalte des Entwurfs für 
ein neues Kindertagesförderungsgesetz seien 
nicht umsetzbar, wenn eine Erzieherin 18 Kin-
dergarten- beziehungsweise 22 Hortkinder be-

treue. Selbst die bestausgebildete Kraft könne 
dann nicht noch höchste qualitative Bildungs-
anforderungen erfüllen. ver.di schlägt ein Zah-
lenverhältnis von 1:10, maximal 12 im Kinder-
garten und 1:12, höchstens 14 im Hort vor.  
Das jetzt vorgesehene Gesetz solle einen An-
fang machen und die Gruppengröße verrin-
gern. In zweijährigen Abständen soll das Ver-
hältnis dann angepasst werden, bis der ge-
wünschte Betreuungsschlüssel erreicht ist. ver.
di betont, dass die erzieherische Arbeit auch 
entsprechend entlohnt werden muss. Maßstab 
müsse der Tarifvertrag für den Sozial- und Er-
ziehungsdienst im öffentlichen Dienst sein. 

Verwaltung drohen stärkere 
Einschnitte als geplant
Die Verwaltungsmodernisierung könnte im 
Bereich des niedersächsischen Innenminis-
teriums mehr Stellen kosten als geplant. Wie 

ver.di-Hauptpersonalräte bei einer Informati-
on über die Ergebnisse der bisherigen Projekt-
phasen erfuhren, soll ein Großteil der Arbeits-
plätze in der Vermessungs- und Katasterver-
waltung eingespart werden. Statt der bisher 
125 Vollzeitstellen sind 350 im Gespräch.  
Es ist nicht ausgeschlossen, dass Beamtinnen 
und Beamte in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt werden. Insgesamt sollen 1.500 Stel-
len in den Jahren 2011 bis 2015 entfallen. Neu- 
regelungen im Beamtenrecht sollen dazu bei- 
tragen, die Ausgaben im Haushalt weiter zu  
senken. Bis zum Jahresende wird ein Gesetz 

erwartet, mit dem das Pensi-
onseintrittsalter ab 2012 stu-
fenweise von 65 auf 67 Jahre 
angehoben und ein neues Mo-
dell der Altersteilzeit eingeführt 
wird. Die Landesregierung hat 
2003 damit begonnen, die Auf-
gaben zwischen Land und Kom-
munen neu zu verteilen und die  
Landesverwaltung zu moderni- 
sieren. Der DGB forderte die 

Landesregierung auf, zu der angekündigten 
weiteren Stufe der Verwaltungsreform eine 
Vereinbarung zu treffen. Sie soll die Interes-
sen der Beschäftigten sichern und eventu-
elle Nachteile ausgleichen. Betriebsbeding-
te Kündigungen will der DGB ausschließen. 

Wichtige Forderungen aufgegriffen
Der DGB Nordrhein-Westfalen (NRW) begrüßt, 
dass SPD und Bündnis90/Die Grünen im Ko-
alitionsvertrag wichtige Forderungen der Ge-
werkschaften für eine grundlegende Änderung 
der Politik in NRW aufgegriffen haben. Von 
großer Bedeutung sei, dass arbeitnehmerfeind-
liche Entscheidungen der schwarz-gelben Lan-
desregierung korrigiert werden sollen. Hierzu 
gehöre vor allem, dass im öffentlichen Dienst 
wieder die volle Mitbestimmung gewährleistet 
und ein Tariftreuegesetz zur wirksamen Verhin-
derung von Dumpinglöhnen aufgelegt werden 

Hessen

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

© Bildagentur irisblende.de/Alexander Bernhard

Aus den Ländern

Nordrhein-Westfalen



DGB BEAMTEN-MAGAZIN	 www.beamten-magazin.de12

Aus den Ländern

solle. Die Vereinbarung über ein modernes Lan-
despersonalvertretungsgesetz wertete ver.di- 
Landesbezirksleiterin Gabriele Schmidt als Sig-
nal an die Gewerkschaften, dass die Politik ge-
gen die Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
beendet werden solle. Der öffentliche Dienst 
müsse finanziell und personell gestärkt wer-
den. Dazu gelte es, die Kommunen von ihren 
Schulden zu entlasten und eine ausreichende 
Finanzierungsgrundlage, beispielsweise durch 
Ausbau der Gewerbesteuer, sicherzustellen. 
Die Erwartungen und Forderungen an eine rot-
grüne Landesregierung in NRW, die DGB und 
Gewerkschaften im Vorfeld der Koalitionsver-
handlungen formuliert hatten, stehen im Inter-
net unter www.nrw.dgb.de. 

Beamte gehen später in Ruhestand
Immer weniger Beamtinnen und Beamte in 
Rheinland-Pfalz gehen wegen Dienstunfä-
higkeit vorzeitig in den Ruhestand. Laut Ver-
sorgungsbericht sank der Anteil der Beschäf-
tigten, die vor dem Erreichen der Regelal-
tersgrenze von 65 Jahren aus dem Dienst 
ausscheiden, im Jahr 2009 auf 11,5 Prozent. 
Das Durchschnittsalter der Beamtinnen und 
Beamten betrug beim Eintritt in den Ruhe-
stand 62 Jahre und acht Monate. Ende der 
1990er Jahre lag es noch bei 59 Jahren. Als 
Grund für die „sehr erfreuliche Entwicklung“ 
nannte Finanzminister Carsten Kühl (SPD) 
die Entscheidung für Altersteilzeit. Eine Rolle 
würden auch finanzielle Einbußen bei vorzei-
tigem Ausscheiden spielen. Kühl rechnet mit 
einer steigenden Zahl von Versorgungsemp-
fängerinnen und -empfängern in den kom-
menden Jahren, was vor allem mit der gro-
ßen Zahl von Lehrer/innen zusammenhänge, 
die in den 1970er Jahren eingestellt worden 
seien. Für die Beamtenversorgung hat das 
Land 1996 einen Finanzierungsfonds einge-
richtet, der über ein Vermögen von 1,9 Mil-
liarden Euro verfügt. Der DGB bereitet eine 
Stellungnahme zum Bericht vor. 

ver.di: Angekündigtes Tariftreue- 
gesetz greift zu kurz
Die angekündigte Initiative für ein Tariftreue-
gesetz im Saarland geht ver.di nicht weit ge-
nug. „Das Saarland braucht ein Tariftreuege- 
setz gegen Lohn- und Sozialdumping bei öf-
fentlicher Auftragsvergabe, das seinen Namen 
verdient“, betonte Landesbezirksleiter Alfred 
Staudt. Dafür wolle seine Gewerkschaft wei-
ter kämpfen. Seit einem Jahr führt ver.di eine 
Kampagne, damit öffentliche Aufträge nur an 

tariftreue Firmen vergeben werden. Arbeitsmi-
nisterin Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU) 
hatte ein Tariftreuegesetz für den Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) angekündigt.  
ver.di möchte, dass es auch den Schienenper-
sonennahverkehr und Branchen wie das Bau-
hauptgewerbe umfasst. Außerdem besteht  
ver.di auf einer Mindestlohnregelung für alle 
öffentlichen Aufträge. Der Landesbezirksfach-
bereichsleiter Verkehr, Bernd Oleynik, beton-
te, beim ÖPNV dürften die Unternehmen nicht 
irgendeinen Tarifvertrag anwenden. Es müsse 
der repräsentativste sein, der von einer tarif-
fähigen Gewerkschaft abgeschlossen worden 
sei. Sonst wäre das Gesetz eine Nullnummer. 

DGB: Landesregierung 
täuscht Beamte
Mit ihrem Sparkurs tut Sachsens Regierung al-
les, um den öffentlichen Dienst unattraktiv zu 

machen. Das wirft der DGB der Landesregie-
rung vor. „Mit der Streichung des Weihnachts-
geldes verliert Sachsen ein letztes Pfund bei der 
Werbung um qualifizierte Fachkräfte aus an-
deren Bundesländern und der Wirtschaft“, kri-
tisiert der stellvertretende Bezirksvorsitzende 
Markus Schlimbach den Haushaltsentwurf für 
die Jahre 2011/12. Die Behauptung der Staats-
regierung, das Weihnachtsgeld für Beamtinnen  
und Beamte werde nur noch in drei Bun-
desländern gezahlt, sei eine „bewusste Irre- 
führung“. Bis auf Baden-Württemberg, Rhein-
land-Pfalz, Thüringen und das Saarland werde 
es in unterschiedlicher Höhe gezahlt. In diesen  
vier Ländern sei die Jahressonderzahlung in das  
monatliche Gehalt eingerechnet. Für die säch-
sischen Beamtinnen und Beamten bedeute die 
Streichung demnach eine Gehaltskürzung. 

GEW: Verbeamtung ist nicht 
das Problem
Die GEW Sachsen-Anhalt wirft Finanzminis-
ter Jens Bullerjahn (SPD) vor, die Gründe für 
die Abwanderung junger Lehrkräfte in andere 
Bundesländer zu verschleiern. Es treffe nicht zu, 
dass sie das Land verlassen, weil sie nicht ver-
beamtet würden, wie Bullerjahn behaupte. „Sie 
bekommen hier keine Stellen“, rügt der GEW-
Landesvorsitzende Thomas Lippmann, „nicht 
nach dem Unistudium für den Vorbereitungs-
dienst und später nicht für den Schuldienst“. 
Immer wieder müssten sich junge Lehrer/innen 
sogar vor Gericht ihr Recht erstreiten, ihre Aus-
bildung mit dem Vorbereitungsdienst und der 
zweiten Staatsprüfung beenden zu können. 
Lippmann fordert eine schnellere Einstellung 
und mehr Angebote für den Berufseinstieg. 

DGB möchte junge Beamte 
besser besolden
Der DGB fordert eine höhere Eingangsbesol-
dung für Nachwuchskräfte in Schleswig-Hol-

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Foto: DIGITALstock/M. Zahrl
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Aus den Ländern

stein. Zumindest sollte Beamtinnen und Beam- 
ten mit akademischem Abschluss zu Be-
ginn die Erfahrungsstufe zwei anerkannt 
werden, schreibt der DGB in einer vorläu-
figen Stellungnahme zum Entwurf für eine 
Neuregelung des Besoldungs- und Beam-
tenversorgungsrecht. Bleibe es bei dem 
Vorhaben, dass künftig alle mit der Erfah-
rungsstufe eins beginnen, werde das Land 
noch unattraktiver für junge Bewerber/in-
nen. Denn das Besoldungsniveau liege be-
reits unter dem des benachbarten Hamburg.  
Die Einführung von „Sonderzuschlägen zur 
Sicherung der Funktions- und Wettbewerbs-

fähigkeit“ schätzt der DGB kritisch ein. Es be-
stehe die Gefahr, dass Einzelne belohnt wür-
den. Er schlägt vor, offen mit dieser Möglich-
keit umzugehen, indem in der Dienststelle 
Funktionsträger und die Höhe des Sonderzu-
schlags bekannt gegeben werden. 

DGB: Wichtiger Schritt gegen 
Lohndumping
Der jetzt vorgestellte Gesetzentwurf zur Ver-
gabe öffentlicher Aufträge ist aus Sicht des 
DGB ein wichtiger Schritt gegen Niedriglöh-

ne in Thüringen. Mit der Gesetzesvorlage wer-
de eine langjährige Forderung der Gewerk-
schaften endlich umgesetzt, um Lohndumping 
zu stoppen, sagte der DGB-Bezirksvorsitzen-
de Stefan Körzell. Auch angesichts der ab Mai 
2011 möglichen Arbeitnehmerfreizügigkeit in 
der Europäischen Union sei dieser Schritt sinn-
voll. Mit den Bereichen des Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetzes und des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs würden jene erfasst, die nach der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs unter Tariftreue gestellt werden könn-
ten. Wünschenswert wäre Körzell zufolge eine 
Lohnuntergrenze gewesen. 

Für die Fahrt zu ihrem Arbeitsplatz in der Nürnberger Innenstadt nutzt 
sie das Fahrrad. In den Urlaub geht es mit dem Motorrad. Und die Stre-
cken zu den Austragungsorten der deutschen Ranglistenturniere legt die 
passionierte Dart-Spielerin mit ihrem Arbeitgeber zurück: Der Deutschen 
Bahn. Auf ein Auto kann Susanne Dannhauser, die als technische Haupt-
sekretärin bei der DB ProjektBau GmbH beschäftigt ist, also gut verzich-
ten. Das Unternehmen ist am 1. Januar 2003 als Tochtergesellschaft 
gegründet worden und betreut und realisiert Großprojekte im Bereich 
der Eisenbahninfrastruktur. Zu diesen Projekten gehört auch die geplan-
te Hochleistungstrasse Nürnberg – Berlin. Mit dem südlichsten Teilab-
schnitt des Verkehrsprojektes Deutsche Einheit Nr. 8, der Ausbaustrecke 
Nürnberg – Ebensfeld, und der S-Bahn-Verbindung Nürnberg – Forch-
heim ist Dannhauser derzeit befasst. Seit fünf Jahren arbeitet sie im Be-
stellwesen, übermittelt Bedarfsanforderungen und bestellt Planungs- 
und Bauleistungen bei Ingenieurbüros und Baufirmen. „Die Schiene, auf 
die ich gesetzt worden bin, war genau die Richtige für mich“, berichtet 
sie im Eisenbahnerjargon, denn der Wechsel in die kaufmännische Ab-
teilung kam eher unerwartet. „Das war eine große Herausforderung für 
mich“, erinnert sich die 43-Jährige, „aber es war gut, mal was komplett 
anderes zu machen. Heute arbeite ich völlig selbständig.“

Begonnen hatte nämlich alles ganz  
anders und ganz geradlinig war der 
Weg nicht. Nach der Ausbildung zur 
Bauzeichnerin bei der Deutschen  
Bundesbahn hat Susanne Dann-
hauser zunächst ein dreiviertel Jahr  
lang als Küchenkraft in verschie-
denen Kantinen der Bahn gear-
beitet, bevor sich schließlich Per-

spektiven auftaten, in ihrem Ausbildungsberuf zu arbeiten. 1991 be-
gann sie ihre Ausbildung zur technischen Bundesbahnassistentin, die 
sie 1993 abschloss, kurz bevor mit der Bahnreform von 1994 auch 
die Möglichkeit endete, bei der Deutschen Bahn die Beamtenlauf-
bahn einzuschlagen. Danach war Dannhauser als Bauzeichnerin in 
der Brückenplanung beschäftigt. Den Neubau der S-Bahn-Strecke  
Nürnberg – Roth hat sie vom Spatenstich bis zur Fertigstellung 2001 
begleitet. Heute kann sie auf technische und kaufmännische Kennt-
nisse gleichermaßen zurückgreifen. „Das vermittelt auch Sicherheit“, 
sagt Dannhauser und blickt zuversichtlich in die Zukunft für die Zeit 
nach Inbetriebnahme der Strecke 2017. 

Porträt

Im Porträt: Susanne Dannhauser, Technische Hauptsekretärin

Weichenstellungen

Thüringen
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Service

Reisekosten spezial – Teil I

Wirtschaftlich reisen

Dienstreisen dienen der Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb 
der Dienststätte. Den Begriff des Dienstganges gibt es im Reisekosten- 
recht des Bundes nicht mehr. Auch die Erledigung von Dienstgeschäf-
ten am Dienstort oder Wohnort ist eine Dienstreise. Dienstreisen sind 
grundsätzlich vor Antritt schriftlich oder elektronisch anzuordnen 
oder zu genehmigen und sollen nur durchgeführt werden, wenn das 
Dienstgeschäft nicht auf andere, kostengünstigere Weise (schriftlich, 
telefonisch, Videokonferenz) erledigt werden kann. Dienstreisen un-
terliegen dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit. 
Beginn und Ende einer Dienstreise oder die Wahl des Verkehrsmittels 
kann aber auch familiären Anforderungen wie der Betreuung von Kin-
dern oder der Pflege von Familienangehörigen angepasst werden, 
denn dem Grundsatz der Fürsorge muss ebenfalls Rechnung getragen 
werden. Die wichtigsten Regelungen des Bundesreisekostengesetzes 
werden hier vorgestellt.

Reisekostenvergütung
Die Reisekostenvergütung wird nach Ende der Dienstreise auf Antrag 
gewährt (schriftlich oder elektronisch). Der Antrag ist innerhalb von 
sechs Monaten zu stellen. Die Ausschlussfrist beginnt am Tag nach 
dem Ende der Dienstreise.

Dienstreisen sollten grundsätzlich nicht vor 6 Uhr beginnen und nicht 
nach 24 Uhr enden. Dienstliche Gründe, z. B. die Nutzung zweckmäßi-
gerer Verkehrsmittel, können einen früheren Beginn und/oder ein spä-
teres Ende rechtfertigen.
Grundsätzlich wird bei der Abrechnung auf die Vorlage von Kostenbe-
legen verzichtet. Allerdings müssen die Dienstreisenden diese Unter-
lagen mindestens sechs Monate ab Antragstellung aufbewahren. Die 
Abrechnungsstellen können die Vorlage der Kostenbelege verlangen.

Fahrt- und Flugkostenerstattung
Kosten, die für Fahrten mit regelmäßig verkehrenden Beförderungs-
mitteln entstanden sind, werden unabhängig von der Besoldungs-/
Vergütungsgruppe bis zur Höhe der niedrigsten Beförderungsklasse 
erstattet. Bei Bahnfahrten von mindestens zwei Stunden werden die 
entstandenen Fahrtkosten der nächsthöheren Klasse – 1. Klasse – er-
stattet. Fahrzeiten von und zum Wohn-, Dienst- oder Geschäftsort mit 
Bus, Straßen-, U- und S-Bahn bleiben bei der Berechnung der „Zwei-
Stunden-Dauer“ unberücksichtigt.
Beamten auf Widerruf werden bei Dienstreisen, unabhängig von der 
Fahrtdauer, nur die Kosten der niedrigsten Beförderungsklasse erstat-
tet. Flugkosten werden erstattet, wenn das Flugzeug aus dienstlichen 

SEMINAR-SERVICE „Beamtenversorgungsrecht“

Von Praktikern für die Praxis: aktuell – kompetent – teilnehmerorientiert

Das Seminar wird vom INFO-SERVICE Öffentlicher Dienst/
Beamte durchgeführt. Im Mittelpunkt steht das aktuelle
 Beamtenversorgungsrecht des Bundes und der Länder. 
Die Teilnahme eignet sich insbesondere für Mitglieder von
 Personalvertretungen und Sachbearbeiter in Behörden oder
sonstigen Einrichtungen des  öffentlichen Dienstes.

Referent Dipl. Verw. Uwe Tillmann, Geschäftsführer des
Deutschen Beamten wirtschaftsring e. V. und Autor mehrerer
Fach-Veröffentlichungen zum Thema Beamtenversorgung
und Mitautor etlicher Ratgeber für den öffentlichen Dienst.
Das Seminar wird praxisnah durchgeführt und orientiert sich
auch an Fragen der Teilnehmer/innen. Mehr Informationen
und  Anmeldung unter www.die-oeffentliche-verwaltung.de 

INFO-SERVICE
Öffentlicher Dienst/Beamte

www.beamten-informationen.de 

Anmeldung per Fax 0180 5329226
Teilnehmergebühr 295 Euro (zzgl. der gesetzlichen MwSt.).

Ja, ich melde mich verbindlich für das Seminar an:

21.10.2010 Düsseldorf*

28.10.2010 Frankfurt a.M.*

24.11.2010 Hannover*

* Die Seminare beginnen um 9.30 Uhr (Ende ist ca. 17.00 Uhr)
und finden in ausgesuchten Hotels mit günstiger Verkehrs -
anbindung statt (Nähe HBF). Tagungsverpflegung ist im Preis
enthalten (Kaffee am Vormittag, Lunch und Nachmittags -
kaffee mit Kuchen/Gebäck).

Einrichtung/Organisation

Vorname, Name 

Straße

PLZ, Ort 

Telefon/Telefax

E-Mail

Unterschrift

Anz_SeminarService_210_102:Layout 1  15.06.10  08:24  Seite 1
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oder wirtschaftlichen Gründen benutzt wird. Bei der Wirtschaftlichkeit 
ist neben der Reisekostenvergütung auch ein möglicher Arbeitszeitge-
winn zu berücksichtigen.

Wegstreckenentschädigung
Für Strecken, die mit einem Auto (unabhängig von Art und Hubraum 
des Fahrzeugs) zurückgelegt werden, wird eine pauschale Wegstrecken-
entschädigung in Höhe von 0,20 Euro pro Kilometer, begrenzt auf ei-
nen Höchstbetrag von 130 Euro für die gesamte Dienstreise, gewährt 
(sogenannte kleine Wegstreckenentschädigung). Damit sind auch die 
Kosten für die Mitnahme weiterer Dienstreisender sowie die Mitnah-
me von dienstlichem und persönlichem Gepäck abgegolten. Darüber 
hinaus können aber Parkgebühren bis zu 5 Euro pro Tag erstattet wer-
den. Höhere Parkgebühren können nur in begründeten Ausnahmefäl-
len erstattet werden. Wegstreckenentschädigung wird nicht gewährt,  
wenn unentgeltlich zur Verfügung gestellte Beförderungsmittel genutzt  
werden können.
Für längere Strecken ist die Nutzung regelmäßig verkehrender Ver-
kehrsmittel sachgerecht. Ein Anspruch auf Sachschadenshaftung im 
Schadensfalle durch den Dienstherrn besteht bei der kleinen Wegstre-
ckenentschädigung nicht.
Liegt für die Nutzung eines Kraftfahrzeugs ein erhebliches dienstliches 
Interesse vor, beträgt die Wegstreckenentschädigung 0,30 Euro je ge-
fahrenen Kilometer (sogenannte große Wegstreckenentschädigung). 
Von einem solchen Interesse ist grundsätzlich nur auszugehen, wenn 
das Dienstgeschäft sonst nicht erledigt werden kann oder die Nutzung 
eines Pkw nach Sinn und Zweck des Dienstgeschäftes notwendig ist. 
Die Höhe der Erstattung ist nicht begrenzt. Auch mit dieser Wegstre-
ckenentschädigung sind die Kosten für die Mitnahme weiterer Dienst-
reisender vollständig abgegolten. Steht ein Dienstfahrzeug zur Ver-
fügung oder ist die Nutzung eines Mietwagens sachgerechter, ist die 
große Wegstreckenentschädigung ausgeschlossen. 

Aus: Wissenswertes für Beamtinnen und Beamte, Ausgabe 2010/11,  
12., überarb. Aufl., Altlußheim 2010, S. 199f. 
www.beamten-informationen.de

R

i

Foto: ©iStockphoto.com/melhi

Wie hoch sind die staatlichen
 Zulagen für eine Riester-Rente?
Die Riester-Rente wird mit staatlichen Zulagen gefördert. Die
Grundzulage beträgt 154 Euro im Jahr. Für jedes kindergeld-
berechtigte Kind gibt es eine Zulage von 300 Euro zusätzlich
(185 Euro für Kinder, die vor dem 1.1.2008 geboren wurden). 

Um die volle staatliche Förderung für eine Riester-Rente 
zu erhalten, muss ein Mindestbeitrag aufgebracht werden.
Eigen betrag und Förderung müssen zusammen mindestens 
4 Prozent des Vorjahreseinkommens betragen.

Mehr Informationen unter www.das-rentenplus.de

Die Riester-Rente für Gewerkschaftsmitglieder 
zum günstigen Sondertarif.

Kleinanzeigenmarkt
Altersvorsorge – Riester für Beamte
Sondertarife für Gewerkschaftsmitglieder: Sichern Sie sich jetzt die Riester-
förderung für Beamte und Ehe gatten unter www.das-rentenplus.de

Bank für den öffentlichen Dienst
BBBank – Jetzt zur Hausbank für Beamte und den öffentlichen Dienst
wechseln. Mehr Informationen unter www.bezuegekonto.de

Ausbildung im öffentlichen Dienst 
Starten Sie Ihre Karriere im öffentlichen Dienst als Auszubildender oder
 Beamtenanwärter unter www.ausbildung-im-oeffentlichen-dienst.de

Einkaufen
Einkaufsvorteile für Beamtinnen und Beamte unter 
www.einkaufsvorteile.de/bsw

Darlehen und Kredite 
Anschaffungen oder Umschuldungen für Beamte und Tarifbeschäftigte 
im öffentlichen Dienst unter www.beamtenkredite-online.de  

Beamtenversorgungsrecht  
Praxis-Seminare zur Beamtenversorgung
Anmeldungen unter www.die-oeffentliche-verwaltung.de 

Beihilfe 
Ratgeber „Die Beihilfe“ nur 7,50 Euro
Bestellungen unter www.die-beihilfe.de oder per Tel.: 0211 7300335

OnlineService für den öffentlicher Dienst
OnlineService: Für nur 10 Euro können Sie mehr als 800 PDF zu den
wichtigsten Themen im öffentlichen Dienst herunterladen, lesen und
ausdrucken. Anmelden unter www.dbw-online.de 

Gastgeber
Mehr als 5.000 Gastgeber unter www.urlaubsverzeichnis-online.de

RP_Anz_Kleinanzmarkt_Layout 1  13.07.10  14:54  Seite 7
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Seit fünf Jahren haben GDBA und TRANSNET 
ihre Tarifpolitik gebündelt und arbeiten er-
folgreich zusammen. Auch die Zusammenar-
beit auf den Gebieten Beamte und Beschäf-

tigte der Behörden ist inzwischen beschlossene Sache. Mit 
dem Vorsitzenden der TRANSNET Alexander Kirchner sprach 
das „Magazin für Beamtinnen und Beamte“ über die Erwar-
tungen an eine neue Gewerkschaft.

Warum ist es gut, wenn sich GDBA und TRANSNET zu einer 
neuen Gewerkschaft zusammenschließen?
Weil wir gemeinsam einfach mehr erreichen können. Wir ziehen damit 
die Konsequenz aus unseren Erfahrungen. Die zeigen: Überall dort, wo 
es Gewerkschaftskonkurrenz gibt, sinkt der Organisationsgrad – und 
damit bröckelt die Basis für eine gute Interessenvertretung. Gewerk-
schaften sollten sich nicht in Grabenkämpfen aufzehren, sondern für 

die Interessen der Beschäftigten eintreten. In vielen Betriebs- und Per-
sonalräten arbeiten TRANSNET- und GDBA-Mitglieder zusammen, bis 
hin zu gemeinsamen Fraktionssitzungen. 2005 haben wir unsere Ta-
rifabteilungen zusammengelegt und gestalten die Tarifpolitik in unse-
rem gesamten Organisationsgebiet seitdem gemeinsam. Wir haben 
eine gemeinsame Bildungsgesellschaft, wir kooperieren in der Sozial-
politik und in der Beamtenpolitik. Unsere Erfahrungen sind gut, da ist 
der nächste Schritt einfach logisch.

Die Mitglieder diskutieren den geplanten Zusammenschluss 
durchaus kritisch. Was sagst Du ihnen, um ihre Vorbehalte zu 
zerstreuen?
So viele Vorbehalte gibt es gar nicht. Wir haben im Frühjahr über 300 
Betriebe in unserem Organisationsgebiet besucht und haben bundes-
weit 16 Mitgliederversammlungen durchgeführt. Wir haben den ge-
samten Prozess unter den Titel „Werkstatt Gewerkschaft“ gestellt. 
Dabei gab es viele wertvolle, auch viele kritische Hinweise zur Ge-
werkschaftspolitik und zu den Erwartungen der Mitglieder an eine 
neue Verkehrsgewerkschaft. Viele haben uns aber auch gesagt: Der 
Schritt ist überfällig, warum hat das so lange gedauert?

Bis zur Gründung einer neuen Gewerkschaft am 1. Dezember 
wird noch vieles vorzubereiten sein. Was sind die nächsten 
wichtigen Schritte?

Wir haben unseren Spit-
zengremien Anfang Juni 
einen ersten Vorschlag 
zur Struktur der neuen 
Gewerkschaft vorgelegt. 
Dieser wird jetzt mit un-
seren Funktionären in ei-
ner weiteren Reihe regi-
onaler Veranstaltungen 
diskutiert. Kritische An-
merkungen zum Struk-

turvorschlag nehmen wir gerne auf. Im nächsten Schritt muss eine 
Satzung geschrieben werden. Sie soll im Spätsommer/Frühherbst 
vorliegen und wird dann ebenfalls noch einmal in regionalen Ver-
anstaltungen diskutiert werden. Und dann gilt es natürlich, die Fra-
ge des Namens und des Logos der neuen Gewerkschaft zu klären. 

Insgesamt also ein umfangreiches Programm mit einem sportlichen 
Zeitplan – aber ich bin zuversichtlich, dass wir das schaffen werden.

Was wünschst Du Dir für die neue Gewerkschaft?
Für uns geht es um die Frage: Was ist das Gewerkschaftsmodell der 
Zukunft? Setzen sich Spartengewerkschaften und Berufsverbände 
durch – oder hat das Modell einer solidarischen Interessenvertretung 
Zukunft? Wir geben eine eindeutige Antwort: Wir stehen für das soli-
darische Modell. Der Lackmustest darauf wird dann allerdings unsere 
Arbeit in den Betrieben sein. Insofern wünsche ich mir, dass wir künf-
tig noch mehr Gesicht in den Betrieben zeigen und dass unser Modell 
Anziehungskraft ausübt: auf bisher unorganisierte Beschäftigte und 
vielleicht sogar auf andere Gewerkschaften. 

Interview

„Wir stehen für das solidarische Modell“

Zur Person

;	 1956 in Kirberg geboren
;	Ausbildung zum Energieanlagenelektroniker
;	 Jugendvertreter und Personalrat
;	 seit 1991 Gewerkschaftssekretär bei der TRANSNET
;	 seit 2000 Mitglied des Erweiterten Vorstands der TRANSNET
;	 seit 2008 Vorsitzender der TRANSNET
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Aus den Gewerkschaften

Die Gründung der von TRANSNET und GDBA geplanten gemeinsamen 
Gewerkschaft nimmt Fahrt auf: Sie soll am 1. Dezember dieses Jah-
res in Fulda vollzogen werden. Im Vorfeld ist dazu die Verschmelzung 
von TRANSNET und GDBA vorgesehen. Darauf einigten sich die Ge-
werkschaftsspitzen Anfang Juni auf einer gemeinsamen Sitzung. Un-
ter dem Motto „Werkstatt Gewerkschaft“ hatten die Vorstände bei-
der Gewerkschaften zwischen Februar und April bundesweit über 200 
Betriebe besucht. Auf zahlreichen Mitgliederversammlungen war über 
die Anforderungen an die künftige Gewerkschaftsarbeit diskutiert 
worden. Auf Basis der Auswertungen dieser Veranstaltungen wurde 
von den beiden Geschäftsführenden Vorständen ein Vorschlag für die 
Struktur der neuen Gewerkschaft erarbeitet. „Wir haben große Zu-
stimmung erfahren, die Mitglieder wollen diesen Weg und sie wollen 

ihn schnell gehen“, so die Vorsitzenden von TRANSNET und GDBA, 
Alexander Kirchner und Klaus-Dieter Hommel. Die gemeinsame Ge-
werkschaft erhöhe die Schlagkraft in den anstehenden Auseinander-
setzungen.
Transparenz und Dialog sollen auch weiterhin das Vorgehen bestim-
men. Im Sommer findet eine zweite und im September eine dritte 
Veranstaltungswelle statt. Hier wird der jeweils aktuelle Strukturvor-
schlag mit den Mitgliedern – insbesondere den Funktionären und De-
legierten – diskutiert und im Anschluss überarbeitet. Auf außerordent-
lichen Gewerkschaftstagen am 30. November und am 1. Dezember 
2010 in Fulda wird dann endgültig über die Verschmelzung beider Ge-
werkschaften zu einer neuen Organisation entschieden. Der gesamte 
Prozess findet in enger Abstimmung mit dem DGB statt. 

Fundament für neue Gewerkschaft

Keine Versicherung 
ist wie die andere.

Wenn es um die Finanzierung 
Ihrer Wünsche geht – 
NÜRNBERGER Beamtendarlehen.

Finanzdienstleister 
für den Öffentlichen Dienst.
NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG
Telefon 0911 531-4872, Fax -814872
MBoeD@nuernberger.de
www.nuernberger.de
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Gerecht geht anders! 
Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) will mit der Aktionsplattform www.
gerecht-geht-anders.de Druck gegen die „Po-
litik der sozialen Schieflage“ aufbauen. Bür-
gerinnen und Bürger können aktiv werden 
und mit Video- oder Fotokamera Missstän-
de in ihrer Gemeinde dokumentieren. Ihr Bei-

trag wird in die Notlagenkarte der Website 
eingestellt, die zeigt, wo Sparmaßnahmen 
das öffentliche Leben mehr und mehr lahm-

legen. Die Website informiert außerdem über 
die Pläne der schwarz-gelben Bundesregie-
rung, erläutert die Ursachen der „Sparzwän-
ge“, stellt Alternativen vor und weist auf Ak-
tionsbündnisse hin. Viele Menschen erlebten 
die unsoziale und konjunkturschädliche Rot-
stiftpolitik, die Entsolidarisierung der Sozial-
systeme und die einseitige Lobbypolitik der 
Bundesregierung als Bedrohung. „Und wir 
sind überzeugt: Gerecht geht anders!“, sag-
te der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske beim 
Start der Aktionsplattform. 

Klareres Design, mehr 
Übersichtlichkeit 
Nach dem DGB-Bundesverband und der DGB- 
Region Köln-Bonn ist der Bezirk Hessen-Thü-
ringen mit neuem Gesicht im Internet. Das 
klare Design sorge für mehr Übersichtlichkeit, 
die Struktur sei transparenter als zuvor, die 
Themen seien gut gegliedert und bedie-
nungsfreundlich angeordnet. Gewerkschafts-
arbeit und gesellschaftspolitisches Engage-
ment werden nicht nur bildhaft, sondern auch 
per Audio und Video dargestellt. Außerdem 

haben die Referate Jugend und Frauen eigene 
Seiten bekommen. 

www.hessen-thueringen.dgb.de

Mutterschutz und Elternzeit
Informationen zu allen speziell beamtenrecht-
lichen Themen rund um Mutterschutz und El-
ternzeit hat das Bundesinnenministerium (BMI) 
in einer Broschüre zum Thema „Mutterschutz 
und Elternzeit für Beamtinnen und Beamte des 
Bundes“ gebündelt. Das BMI unterstützt da-
mit das Ziel der Bundesregierung, die Verein-
barkeit von Beruf und Familie zu verbessern. 
Die 48-seitige Broschüre steht zum Download 
auf der Internetseite des Bundesinnenministe-
riums bereit. Hier kann sie auch kostenfrei in 
gedruckter Form bestellt werden. 

www.bmi.bund.de (Veröffentlichungen &  
Dokumente  Publikationen)

Vermischtes

Webtipps

Zahlen, Daten, Fakten

122.194

104.164

85.205

68.597

58.676
51.960

46.826 44.418 41.362

1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2010

Beamtinnen und Beamte bei Bundeseisenbahnvermögen und DB Konzern 1994 bis 2010*

Literatur-Tipp

Der Deutschen Bahn AG waren im Mai 2010 insge-
samt 39.686 Beamte zugewiesen. Seit der Bahn-
reform im Jahr 1994 hat sich der Bestand der Be-
amtinnen und Beamten beim DB Konzern und dem 
Bundeseisenbahnvermögen zusammen bis heute  
auf rund ein Drittel reduziert, von 122.194 auf 
41.362. Nach dem rigorosen Personalabbau in den 
ersten Jahren nach der Fusion der Deutschen Bun-
desbahn und der Deutschen Reichsbahn zur Deut-
schen Bahn AG verläuft der Stellenabbau seit Be-
ginn des 21. Jahrhunderts langsamer.

* Ohne beurlaubte Beamtinnen und Beamte
Quellen: Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 6, 
Stand: 30. Juni 2008 und Bundeseisenbahnvermögen,  
Personalbericht Mai 2010

i
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Ein Unternehmen der AXA Gruppe

Pflegevorsorge
  Schon mit niedrigen 
Beiträgen abgesichert

  Soforthilfe innerhalb 
von 24 Stunden

  Für Sie, Ihre Kinder und 
auch Ihre Eltern

Als Spezialversicherer exklusiv für den
Öffentlichen Dienst geben wir alles für 
Sie – und entwickeln Produkte, die spe-
ziell auf Ihre Bedürfnisse abgestimmt 
sind. So wie unsere umfangreichen Lö-
sungen zur Pflegevorsorge, die die Pfle-
gepflichtversicherung optimal ergänzen. 
Lassen Sie sich jetzt von Ihrem persön-
lichen Betreuer in Ihrer Nähe beraten.
Mehr Informationen: www.DBV.de 
oder Telefon 0 180 3 - 00 31 31*.

* 9 Cent aus dem deutschen Festnetz, Mobilfunk maximal 42 Cent, 
jeweils je angefangene Minute.

Achtung: Lithozeile druckt nicht mit. 1400401-039 • DBV Pflege-Anzeige, Motiv Behörde
Format 210 x 297 mm + 5 mm Beschnitt • 4c • 07.06.10 • mr • DGB Beamten Magazin Nr. 6, OF, ET 17.06.10

Sie geben alles. Wir geben alles für Sie.

Mit unserer Pflegevorsorge,
die die staatlichen  
Leistungen sinnvoll ergänzt.

Spezialist für den Öffentlichen Dienst.



Private Krankenversicherung für Beamte
Mehr Leistung. Mehr Sicherheit.

Weniger Kosten.

Bei uns ist der öffentliche Dienst zu Hause. 
Die HUK-COBURG ist ein starker Partner, auch wenn es
um Ihre Gesundheit geht: 

Mehr Leistung beim Arzt, Zahnarzt,   im Krankenhaus 
Günstige Beiträge für Beamte und Beamtenanwärter
Geld zurück: attraktive Beitragsrückerstattungen
Zufriedene Kunden: Testsieger in der Kunden zufrieden -
heitsstudie der unabhängigen Unter nehmens beratung
MSR Consulting.

Lassen Sie sich gut beraten: 
Adressen und Telefonnummern Ihrer Ansprechpartner 
finden Sie im örtlichen Telefonbuch oder unter
www.HUK.de. 

Der schnelle Rat: Telefon 09561 96-98221
Telefax 09561 96-6990

Kooperationspartner des
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